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Nr. 5/2020 (Redaktionsschluss Ende April 2020) 

 

Aktuelle Steuer-Nachrichten 
 

  

1. Aus Gesetzgebung und Verwaltung: a) Steuerliche 
Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für von der 
Corona-Krise Betroffene 

Die aufgrund der Corona-Krise verordneten Einschrän-
kungen sind eine gesamtgesellschaftliche Heraus-
forderung. Sowohl Bürgerinnen und Bürger als auch 
Unternehmen engagieren sich für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, für die Eindämmung der Ausbreitung der 
Pandemie und für diejenigen, für die die Erledigungen des 
Alltags plötzlich mit zuvor nie dagewesenen Gefähr-
dungen verbunden sind. Zur Förderung und Unterstützung 
dieses gesamtgesellschaftlichen Engagements bei der 
Hilfe der von der Corona-Krise Betroffenen werden im 
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Län-
der die nachfolgenden Verwaltungsregelungen getroffen. 
Sie gelten für die nachfolgenden Unterstützungs-
maßnahmen, die vom 01.03.2020 bis längstens zum 
31.12.2020 durchgeführt werden. 
 
I. Spenden 

Vereinfachter Zuwendungsnachweis 

Für alle Sonderkonten, die von inländischen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, inländischen öffent-
lichen Dienststellen oder von einem amtlich anerkannten 
inländischen Verband der freien Wohlfahrtspflege ein-
schließlich seiner Mitgliedsorganisationen für die in der 
Präambel dargestellten Zwecke eingerichtet wurden, gilt 
ohne betragsmäßige Beschränkung der vereinfachte 
Zuwendungsnachweis. Nach § 50 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe a EStDV genügt in diesen Fällen als Nachweis 
der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung 
eines Kreditinstituts (z.B. der Kontoauszug, Lastschrift-
einzugsbeleg oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking). 
Nach § 50 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b, 1. HS EStDV 
gilt der vereinfachte Zuwendungsnachweis auch, soweit 
bis zur Errichtung eines Sonderkontos Zuwendungen auf 
ein anderes Konto der genannten Zuwendungsempfänger 
geleistet wurden.  

Wird die Zuwendung über ein als Treuhandkonto geführ-
tes Konto eines Dritten auf eines der genannten Sonder-
konten eingezahlt, genügt als Nachweis der Barein-
zahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung des Kredit-
instituts des Zuwendenden zusammen mit einer Kopie des 
Bareinzahlungsbelegs oder der Buchungsbestätigung des 
Kreditinstituts des Dritten (§ 50 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStDV). 

Bei Zuwendungen zur Hilfe in der Corona-Krise, die über 
ein Konto eines Dritten an eine inländische juristische 
Person des öffentlichen Rechts, an eine inländische 
öffentliche Dienststelle oder an eine nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreite Körper-
schaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse ge-
leistet werden, genügt als Nachweis eine auf den jewei-
ligen Zuwendenden ausgestellte Zuwendungsbestätigung 
des Zuwendungsempfängers, wenn das Konto des Dritten 
als Treuhandkonto geführt wurde, die Zuwendungen von 
dort an den Zuwendungsempfänger weitergeleitet wurden 
und diesem eine Liste mit den einzelnen Zuwendenden 
und ihrem jeweiligen Anteil an der Zuwendungssumme 
übergeben wurde (§ 50 Abs. 5 EStDV). 

Die für den Nachweis jeweils erforderlichen Unterlagen 
sind vom Zuwendenden auf Verlangen der Finanzbehörde 
vorzulegen und im Übrigen bis zum Ablauf eines Jahres 
nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung aufzubewahren 
(§ 50 Abs. 8 EStDV). 
 
II. Spendenaktionen von steuerbegünstigten Körper-

schaften zur Förderung der Hilfe für von der 
Corona-Krise Betroffene 

Einer gemeinnützigen Körperschaft ist es grundsätzlich 
nicht erlaubt, Mittel für steuerbegünstigte Zwecke zu 
verwenden, die sie nach ihrer Satzung nicht fördert (§ 55 
Abs. 1 Nr. 1 AO). Ruft eine gemeinnützige Körperschaft, 
die nach ihrer Satzung keine hier in Betracht kommenden 
Zwecke - wie insbesondere die Förderung des öffentlichen 
Gesundheitswesens, des Wohlfahrtswesens oder die 
Förderung mildtätiger Zwecke - verfolgt (z.B. Sportverein, 
Musikverein, Kleingartenverein oder Brauchtumsverein), zu 
Spenden zur Hilfe für von der Corona-Krise Betroffene auf 
und kann sie die Spenden nicht zu Zwecken verwenden, 
die sie nach ihrer Satzung fördert, gilt Folgendes: 

Es ist unschädlich für die Steuerbegünstigung einer 
Körperschaft, die nach ihrer Satzung keine hier in Betracht 
kommenden Zwecke verfolgt oder regional gebunden ist, 
wenn sie Mittel, die sie im Rahmen einer Sonderaktion für 
die Hilfe für von der Corona-Krise Betroffene erhalten hat, 
ohne entsprechende Änderung ihrer Satzung für den 
angegebenen Zweck selbst verwendet. Die Körperschaft 
hat bei der Förderung mildtätiger Zwecke die Bedürftigkeit 
der unterstützten Person oder Einrichtung selbst zu prüfen 
und zu dokumentieren. Bei Maßnahmen, z.B. Einkaufs-
hilfen, für Personen in häuslicher Quarantäne oder für 
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Personen, die aufgrund ihres Alters, Vorerkrankungen o.ä. 
zum besonders gefährdeten Personenkreis gehören, ist die 
körperliche Hilfsbedürftigkeit zu unterstellen. Gleiches gilt 
hinsichtlich des Vorliegens einer wirtschaftlichen Hilfs-
bedürftigkeit bei der kostenlosen Zurverfügungstellung von 
Lebensmitteln oder Einkaufsgutscheinen, die an die Stelle 
des Angebots der vielfach geschlossenen Tafeln getreten 
sind, oder Hilfen für Obdachlose. Bei finanziellen Hilfen ist 
die wirtschaftliche Hilfsbedürftigkeit der unterstützten 
Person glaubhaft zu machen. Unterstützungsleistungen 
außerhalb der Verwirklichung gemeinnütziger oder 
mildtätiger Zwecke, z.B. an von der Corona-Krise 
besonders betroffene Unternehmen, Selbständige oder an 
entsprechende Hilfsfonds der Kommunen sind insoweit 
nicht begünstigt.  

Es reicht aber auch aus, wenn die Spenden entweder an 
eine steuerbegünstigte Körperschaft, die z.B. mildtätige 
Zwecke verfolgt, oder an eine inländische juristische 
Person des öffentlichen Rechts bzw. eine inländische 
öffentliche Dienststelle zur Hilfe für von der Corona-Krise 
Betroffene weitergeleitet werden. Die gemeinnützige 
Einrichtung, die die Spenden gesammelt hat, muss 
entsprechende Zuwendungsbestätigungen für Spenden, 
die sie für die Hilfe für von der Corona-Krise Betroffene 
erhält und verwendet, bescheinigen. Auf die Sonderaktion 
ist in der Zuwendungsbestätigung hinzuweisen. 
 
III. Maßnahmen steuerbegünstigter Körperschaften zur 

Förderung der Hilfe für von der Corona-Krise 

Betroffene 

Neben der Verwendung der eingeforderten Spendenmittel 
(Abschnitt II) ist es ausnahmsweise auch unschädlich für 
die Steuerbegünstigung der Körperschaft, wenn sie 
sonstige bei ihr vorhandene Mittel, die keiner anderweitigen 
Bindungswirkung unterliegen, ohne Änderung der Satzung 
zur Unterstützung für von der Corona-Krise Betroffene 
einsetzt. Gleiches gilt für die Überlassung von Personal 
und von Räumlichkeiten. 

Einkaufsdienste oder vergleichbare Dienste für von der 
Corona-Krise Betroffene sind für die Steuerbegünstigung 
der Körperschaft unschädlich. Die Erstattung von Kosten 
für die Einkaufs- oder Botendienste an die Mitglieder der 
Körperschaft ist ebenfalls unschädlich. 

Werden vorhandene Mittel an andere steuerbegünstigte 
Körperschaften, die z. B. mildtätige Zwecke verfolgen, die 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der Unterstützung für 
von der Corona-Krise Betroffene stehen, oder an eine 
inländische juristische Person des öffentlichen Rechts bzw. 
eine inländische öffentliche Dienststelle zu diesem Zweck 
weitergeleitet, ist dies nach § 58 Nr. 2 AO unschädlich für 
die Steuerbegünstigung der Körperschaft. 
 
IV.  Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus 

dem Betriebsvermögen 

1. Zuwendung als Sponsoring-Maßnahme 

Die Aufwendungen des Steuerpflichtigen für die in der 
Präambel dargestellten Zwecke sind nach den Maßgaben 
des BMF-Schreibens vom 18.02.1998 (BStBl I Seite 212) 
zum Betriebsausgabenabzug zuzulassen. Aufwendungen 
des sponsernden Steuerpflichtigen sind danach Betriebs-
ausgaben, wenn der Sponsor wirtschaftliche Vorteile, die 
in der Sicherung oder Erhöhung seines unternehme-
rischen Ansehens liegen können, für sein Unternehmen 
erstrebt. Diese wirtschaftlichen Vorteile sind u. a. dadurch 
erreichbar, dass der Sponsor öffentlichkeitswirksam (z.B. 
durch Berichterstattung in Zeitungen, Rundfunk, Fern-
sehen usw.) auf seine Leistungen aufmerksam macht. 
 

2.  Zuwendung an Geschäftspartner 

Wendet der Steuerpflichtige seinen von der Corona-Krise 
unmittelbar und nicht unerheblich negativ betroffenen 
Geschäftspartnern zum Zwecke der Aufrechterhaltung der 
Geschäftsbeziehungen in angemessenem Umfang unent-
geltlich Leistungen aus seinem Betriebsvermögen zu, sind 
die Aufwendungen in voller Höhe als Betriebsausgaben 
abziehbar. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG ist insoweit aus 
Billigkeitsgründen nicht anzuwenden. 

3. Sonstige Zuwendungen 

Erfüllt die Zuwendung des Steuerpflichtigen unter diesen 
Gesichtspunkten nicht die Voraussetzungen für den 
Betriebsausgabenabzug, so ist aus allgemeinen Billigkeits-
erwägungen die Zuwendung von Wirtschaftsgütern oder 
sonstigen betrieblichen Nutzungen und Leistungen (nicht 
hingegen Geld) des Steuerpflichtigen aus einem inlän-
dischen Betriebsvermögen an durch die Corona-Krise 
unmittelbar und nicht unerheblich geschädigte oder mit der 
Bewältigung der Corona-Krise befasste Unternehmen und 
Einrichtungen (z.B. Krankenhäuser) als Betriebsausgabe 
zu behandeln, die ohne Rücksicht auf § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 
1 EStG abgezogen werden darf.  

4. Behandlung der Zuwendungen beim Empfänger  

In den Fällen der Nummern 1 bis 3 sind die Zuwendungen 
beim Empfänger gemäß § 6 Abs. 4 EStG als Betriebs-
einnahme mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 
 
V.  Arbeitslohnspende 

Aus Billigkeits- und Vereinfachungsgründen gilt Folgendes: 

Verzichten Arbeitnehmer auf die Auszahlung von Teilen 
des Arbeitslohns oder auf Teile eines angesammelten 
Wertguthabens zugunsten einer Zahlung des Arbeitgebers 
auf ein Spendenkonto einer spendenempfangsberechtigten 
Einrichtung im Sinne des § 10b Abs. 1 Satz 2 EStG, 
bleiben diese Lohnteile bei der Feststellung des steuer-
pflichtigen Arbeitslohns außer Ansatz, wenn der Arbeit-
geber die Verwendungsauflage erfüllt und dies doku-
mentiert. 

Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist im Lohnkonto 
aufzuzeichnen (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 LStDV). Auf die 
Aufzeichnung kann verzichtet werden, wenn stattdessen 
der Arbeitnehmer seinen Verzicht schriftlich erklärt hat und 
diese Erklärung zum Lohnkonto genommen worden ist. 
Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist nicht in der 
Lohnsteuerbescheinigung (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 EStG) 
anzugeben. Die steuerfrei belassenen Lohnteile dürfen in 
der Einkommensteuerveranlagung nicht als Spende 
berücksichtigt werden. 
 
VI. Aufsichtsratsvergütungen 

Verzichtet ein Aufsichtsratsmitglied vor Fälligkeit oder 
Auszahlung auf Teile seiner Aufsichtsratsvergütung, gelten 
die unter Abschnitt V. genannten Grundsätze sinngemäß. 
Da es sich auf Seiten der Gesellschaft gleichwohl um Auf-
sichtsratsvergütungen und nicht um Spenden handelt, 
bleibt die Anwendung des § 10 Nr. 4 KStG davon unberührt. 
(Bundesministerium der Finanzen vom 09.04.2020, SIS 
Steuerrechtdatenbank; BMF vom 09.04.2020) 
 
2. Allgemeine Steuerzahlungstermine im Juni und Juli 

2020 

Das erste Datum gibt den gesetzlichen Fälligkeitstermin 
an, das zweite Datum das Ende der Zahlungs-Schonfrist: 
ESt, KSt, KiSt, SolZ, LSt, Kirchen-LSt, SolZ-LSt, USt: 
10.06./15.06.; LSt, Kirchen-LSt, SolZ-LSt, USt: 
10.07./13.07. Hinweis: Schonfristen gelten nicht für Bar- 
und Scheckzahler. 


